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Die Notwendigkeit einer engen intereuropäischen Zusammenarbeit der Justizor-
gane und der Sicherheitsbehörden und einer zunehmenden Integration der Rechts-
und Innenpolitik ist durch die Lageentwicklung im Jahr 1995 nicht geringer gewor-
den. Der Immigrationsdruck auf die EU-Staaten und der Strom der in den EU-
Staaten Zuflucht suchenden Flüchtlinge hielt an. Allein in Deutschland wurden
1995 fast 30.000 illegale Einreisen registriert und 1.700 Schleusungsfälle aufge-
deckt. 108.690 Personen wurden 1995 an den deutschen Außengrenzen der Schen-
gener Staatengemeinschaft zurückgewiesen. Die internationale Kriminalität ist
erschreckend hoch. Das gilt besonders für die organisierte Kriminalität. Nach den
Registrierungen des Bundeskriminalamtes waren in den im Jahr 1994 in Deutsch-
land durchgeführten 605 Ermittlungsverfahren mit Angaben zu Tatverdächtigen,
die organisierte Kriminalität zum Gegenstand hatten, 59% der über 9.000 Tatver-
dächtigen Ausländer aus insgesamt 85 Staaten. Große Mengen an Rauschgift
suchen in Europa lukrative Absatzmärkte. Die internationale Kraftfahrzeugver-
schiebung wird trotz des Absinkens der Fallzahlen der Kfz-Diebstahlskriminalität
in Deutschland (vornehmlich infolge der Einführung elektronischer Wegfahrsper-
ren) weiterhin in Europa eine große Rolle spielen.

Schengener Staatengemeinschaft

Das am 26.3.1995 in Kraft getretene Schengener Durchführungsübereinkommen
(SchDÜK) hat trotz mancher Defizite seine erste Bewährungsprobe bestanden. In
Jahresfrist hatte die deutsche Zentralstelle (SIRENE) aufgrund deutscher Aus-
schreibungen im Ausland 10.850 Treffer und aufgrund ausländischer Ausschrei-
bungen in Deutschland 1.700 Treffer gemeldet. Aufgrund deutscher Ausschreibun-
gen wurden in den anderen Schengen-Staaten in verschiedenen Fahndungskatego-
rien folgende Treffer erzielt: 73 Festnahmen zum Zwecke der Auslieferung, 61
Aufenthaltsermittlungen, 2.266 Sachfahndungstreffer, davon 90% gestohlene Kfz,
und 8.379 wegen Einreiseverweigerung und Abschiebung.

Dabei ist der Ladungszustand im Schengener Informationssystem (SIS) insge-
samt noch unbefriedigend. Deutschland und Frankreich haben aufgrund der von
ihnen geladenen Datenmenge den Hauptanteil an Betrieb und Nutzung des
Systems. Deutschland hat mit ca. 70% der Ausschreibungen den weitaus größten
Anteil in allen Fahndungskategorien zusammen eingestellt.
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Sicherung der Außengrenzen

Ein Grundsatz des SchDÜK ist die Verlagerung der Kontrollen von den Binnen-
grenzen an die Außengrenzen der Gemeinschaft. Wegen des hohen Kriminalitäts-
imports und der Vielzahl illegaler Einreisen bildet die 1.264 km lange Landes-
grenze Deutschlands zu Polen und Tschechien einen besonders problematischen
Abschnitt der Außengrenze der Schengener Staatengemeinschaft. Deutschland hat
das für die Kontrolle des Grenzverkehrs und die Überwachung der „grünen" Grenze
eingesetzte Kräftepotential 1995 auf insgesamt ca. 9.000 erhöht (BGS, Zoll,
Bayerische Grenzpolizei) und seine technische Ausrüstung weiter verbessert, z.B.
mit dem Einsatz von Wärmebildgeräten zur Erkennung grenzüberschreitender
Bewegung in der Dunkelheit sowie über 300 teilweise mobilen Grenzkontrollter-
minals zur online-Fahndung. So wurden 1995 an diesem Grenzabschnitt

- fast 24.000 unerlaubt eingereiste Ausländer aufgegriffen;
- 656 Schleusungen mit ca. 4.000 geschleusten Personen aufgedeckt;
- 1.172 Kfz sichergestellt, die über die Grenze verschoben werden sollten;
- fast 15.000 Personen nach Polen bzw. Tschechien zurückgeschoben;
- über 67.000 Personenfahndungserfolge;
- 7.500 Sachfahndungserfolge erzielt.

Justitielle Zusammenarbeit

Vereinzelte Fortschritte sind in der justitiellen Zusammenarbeit der EU-Staaten zu
verzeichnen: Sie unterzeichneten am 10.3.1995 ein Übereinkommen über das ver-
einfachte Verfahren der Auslieferung von Personen, die der Auslieferung zustim-
men. Für das wichtigere Auslieferungsverfahren ohne Einwilligung des Betroffe-
nen hat der Rat am 23.11.1995 Leitlinien für die weiteren Verhandlungen zur
Erleichterung des Verfahrens festgelegt. Im Hinblick auf das infolge der Förmlich-
keit oft sehr langwierige Auslieferungsverfahren ist eine Lockerung bestimmter
Formerfordernisse sehr wünschenswert.

Am 26.7.1995 unterzeichneten die EU-Mitgliedstaaten ein Übereinkommen
über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften1. Es
bezweckt eine leichtere Strafverfolgungsmöglichkeit des Subventionsbetrugs und
der Zollhinterziehung zum Nachteil der finanziellen Interessen der Europäischen
Gemeinschaften durch Verbesserungen des Strafrechts und der Rechtshilfe. Das
Übereinkommen enthält u.a. Regelungen über die Verantwortlichkeit von Unter-
nehmern, über das internationale Strafanwendungsrecht und die internationale
Zusammenarbeit. Der Einwand der Nichtauslieferung bei Fiskaldelikten wird auf-
gehoben.

Dem Entwurf eines Protokolls zu diesem Übereinkommen, mit dem insbeson-
dere die Korruption zum Nachteil der Europäischen Gemeinschaften besser
bekämpft werden soll, haben in der November-Sitzung des Rates bereits 14 Mit-
gliedsländer grundsätzlich zugestimmt. Während derselben Tagung hat der Rat
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auch eine Entschließung über den Schutz von Zeugen in Verfahren der internatio-
nalen organisierten Kriminalität angenommen.

Terrorismusbekämpfung

Die Gefahr des Terrorismus ist in Europa noch nicht gebannt. Anschläge der baski-
schen ETA, der nordirischen PIRA und der islamistischen GIA symbolisieren dies
ebenso wie gewalttätige Aktionen der kurdischen PKK. Die am 23.11.1995 vom
Rat angenommene Erklärung von La Gomera bringt den festen Willen der EU-
Staaten zum Ausdruck, die operativen Maßnahmen zur Bekämpfung des Terroris-
mus zu verstärken. Der Informationsaustausch über terroristische Gruppen und
ihre Finanzierung soll verbessert, die Zusammenarbeit der Justizbehörden bei Straf-
verfolgungsmaßnahmen gegen Terroristen intensiviert werden.

Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit

Die aufgrund einer deutsch-französischen Initiative im Juni 1994 eingesetzte Bera-
tende Kommission zur Entwicklung von Vorschlägen für eine bessere Bekämpfung
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit hatte dem Europäischen Rat von Cannes
im Juni 1995 in einem Zwischenbericht verschiedene Maßnahmen - insbesondere
zur Ausbildung von Polizeibeamten und für Forschungsprojekte - empfohlen. In
einem weiteren Zwischenbericht an den Europäischen Rat von Madrid im Dezem-
ber 1995 wurden wissenschaftliche, rechtliche und technische Aspekte einer
geplanten Europäischen Beobachtungsstelle zur fortlaufenden Aufklärung und
Analyse des Phänomens geprüft. Der Entwurf einer gemeinsamen Maßnahme nach
Art. K.3 EUV sieht eine Regelung vor, nach der rassistische oder fremdenfeindli-
che Verhaltensweisen unter Strafe gestellt werden sollen. Soweit die Strafbarkeit
noch nicht geregelt ist, soll im Rechtshilfeverkehr auf den Grundsatz der beidersei-
tigen Strafbarkeit verzichtet werden. Der Rat hat ferner die Behandlung des Phä-
nomens Rassismus und Fremdenfeindlichkeit in der polizeilichen Ausbildung und
eine bessere Schulung der Lehrkräfte hierfür verlangt. In einer Entschließung vom
05.10.1995 hat der Rat „Arbeit und Sozialfragen" die Mitgliedstaaten aufgefor-
dert, Maßnahmen gegen die Diskriminierung von Fremden im Beschäftigungs-
und Sozialbereich zu ergreifen. Vom Rat „Bildung" wurden am 23.10.1995 die
EU-Staaten aufgefordert, pädagogische Neuerungen zu unterstützen, die zur För-
derung von Toleranzwerten beitragen und die Kommission ersucht, die Kohärenz
von Gemeinschaftsprogrammen zu gewährleisten, die erziehungs- und ausbil-
dungsrelevante Aspekte der Bekämpfung von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit
fördern.

Drogen und organisierte Kriminalität

Der Rat hat am 23.10.1995 den Lagebericht zur organisierten Kriminalität für das
Jahr 1994 angenommen und beschlossen, die operativen Maßnahmen zur Bekämp-
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fung dieses gefährlichen Kriminalitätsphänomens zu verstärken. Der Europäische
Rat hat während seines Madrid-Gipfels einen Bericht der „Sachverständigengruppe
Drogen" gebilligt, in dem insbesondere detaillierte Maßnahmen der Kontrolle an
den Außengrenzen, zur Verhütung der Abzweigung von Vorprodukten und zur justi-
tiellen Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Drogenkriminalität enthalten sind.
Am 18.12.1995 wurde ein Übereinkommen über Vorprodukte zwischen der EG
und den fünf Ländern des Anden-Pakts unterzeichnet. Der Europäische Rat von
Madrid hat dieses Übereinkommen als wichtigen Schritt auf dem Weg zu dem Ziel
begrüßt, Drogenangebot und Drogennachfrage durch bilaterale Zusammenarbeit
zwischen der EU und Lateinamerika einzudämmen. Bis 1996 soll eine ad hoc-
Gruppe „Drogen" entsprechende Aktionsvorschläge entwickeln.

Europäische Drogeneinheit (EDE)

Die Aufgaben der Europäischen Drogeneinheit (EDE)2 wurden am 10.3.1995 vom
Rat auf die Bekämpfung des illegalen Handels mit nuklearen und radioaktiven
Materialien, der Tätigkeit von Schleuserorganisationen, von Kraftfahrzeugverschie-
bungen sowie auf die Bekämpfung der darin verwickelten kriminellen Vereinigun-
gen und der mit solchen Aktivitäten verbundenen Geldwäsche erweitert. Primäre
Aktivität der EDE ist der Informationsaustausch über die Verbindungsbeamten der
einzelnen Mitgliedstaaten. Das Jahr 1995 war durch einen erheblichen quantitati-
ven wie qualitativen Anstieg dieses Informationsaustausches geprägt. Die Zahl der
bearbeiteten Anfragen betrug 1.474, ein Zuwachs gegenüber dem Vorjahr um
150%. Die meisten Anfragen betrafen konkrete Ermittlungsverfahren. Ein geringe-
rer Teil diente aber auch der Koordination von Einsätzen. Drei Viertel der Anfra-
gen bezogen sich auf Fälle der Rauschgiftkriminalität, 12% auf den Bereich der
Geldwäsche, 8% auf Kfz-Verschiebungen und 4% auf Schleuserkriminalität. Fast
ein Drittel aller Anfragen kam aus Deutschland. Unterstützt wurden die Polizeien
der EU-Mitgliedstaaten auch durch Lageanalysen von Projektgruppen und durch
Expertentreffen. An einer ersten Konferenz der EU-Kriminalitätsanalytiker im
Dezember 1995 nahmen 80 Delegierte der Mitgliedstaaten teil.

EUROPOL

Die EUROPOL-Konvention wurde am 26.7.1995 von den Mitgliedstaaten der EU
unterzeichnet. Nach diesem Übereinkommen hat EUROPOL vorrangig die Aufga-
ben

- den Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten zu erleichtern;
- Informationen zu sammeln, zusammenzustellen und zu analysieren;
- über die in jedem Mitgliedstaat eingerichtete nationale Stelle die zuständigen

Behörden über die sie betreffenden Informationen zu unterrichten und damit
Ermittlungen in dem Staat zu unterstützen.
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EUROPOL stehen neben einem Informationssystem über Personen, die wegen
eines Deliktes, für das EUROPOL zuständig ist, verurteilt wurden, einer solchen
Straftat verdächtig sind oder bei denen der Verdacht besteht, daß sie eine solche
Straftat begehen werden, Arbeits- und Recherchedateien zur Verfügung. In diesen
werden auch Personen eingespeichert, die als Zeugen oder Opfer in Betracht kom-
men, Kontakt- und Begleitpersonen sowie sonstige Auskunftspersonen, soweit dies
zur Bekämpfung von Delikten im Zuständigkeitsbereich von EUROPOL notwen-
dig ist. Die noch offene Frage einer Zuständigkeit des Europäischen Grichtshofs in
Europäischen Angelegenheiten soll bis spätestens Juni 1996 geregelt sein. Auf sei-
ner Tagung am 23.11.1995 hat der Rat dem vom spanischen Vorsitz vorgelegten
Entwurf einer Geschäftsordnung des Verwaltungsrates von EUROPOL grundsätz-
lich zugestimmt. Weitere vom Vorsitz vorgelegte Entwürfe für Durchführungsbe-
stimmungen zur EUROPOL-Konvention betreffen

- das Personalstatut;
- die Anwendung der Analysedateien (Arbeits- und Recherchedateien, in denen

auch die Daten möglicher Zeugen, Opfer, Kontakt- und Begleitpersonen von
Tat verdächtigen gespeichert werden können);

- Vorrechte und Immunitäten;
- die Finanzordnung;
- Rechte und Pflichten von Verbindungsbeamten;
- Geheimhaltungsfragen.

Der Europäische Rat von Madrid hat die Einrichtung von EUROPOL als eine prio-
ritäre Angelegenheit bezeichnet, auf die sich künftige Tätigkeiten konzentrieren
sollen.

Legale Überwachung des Fernmeldeverkehrs

Durch die flächenmäßige Ausdehnung des Mobilfunks, die mögliche Nutzung von
corporate networks und die Verschlüsselung des Fernmeldeverkehrs wird die Über-
wachung der Telekommunikation aufgrund richterlicher Anordnung immer schwie-
riger. Der Rat hat am 17.1.1995 eine Entschließung über internationale Spezifika-
tionen für die rechtmäßige Überwachung des Fernmeldeverkehrs gefaßt und am
23.11.1995 einen Bericht über die verstärkte Zusammenarbeit beim legalen
Abhören außerhalb der Landesgrenzen zur Kenntnis genommen.

Einreisepolitik und Abwehr illegaler Einreisen

Die Vergemeinschaftung der Visumpolitik zeigt Fortschritte. Durch VO (EG) Nr.
2317/95 vom 25.9.19953 wurden die in den EU-Staaten visapflichtigen Drittstaa-
ten bestimmt und durch VO (EG) Nr. 1683/954 die Gestaltung einer einheitlichen
Visummarke der Mitgliedstaaten festgelegt. Am 23.11.1995 faßte der Rat eine Ent-
schließung zur Zusammenarbeit der Konsularischen Vertretungen in Fragen der
Visumerteilung und zur Festlegung einer gemeinsamen Liste transit-visapflichtiger
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Drittstaaten. Die Voraussetzungen für ein in allen Mitgliedstaaten gültiges Visum
sollen im Außengrenzübereinkommen bestimmt werden, über das die Ratsgremien
noch immer verhandeln.

Am 23.11.1995 hat der Rat eine Entschließung über die Rechtsstellung von
Drittstaatsangehörigen gefaßt, die in einem Mitgliedstaat auf Dauer ansässig sind.
Die Mitgliedstaaten erklären, daß sie ihr Vorgehen koordinieren wollen, um die
Integration dieser Drittausländer zu fördern. Drei Empfehlungen zur Rückführung
wurden 1995 vom Rat abgegeben:

- am 16. Juni zur Harmonisierung der Mittel zur Bekämpfung illegaler Einwan-
derung und Beschäftigung sowie zur Verbesserung von Kontrollverfahren5,

- am 24. Juli Grundsätze für die Abfassung von Protokollen zur Durchführung
von Rücknahmeabkommen und

- am 23. November zur Abstimmung und Zusammenarbeit bei Rückführungs-
maßnahmen; dabei wurden auch Rückübernahmeklauseln für gemischte Abkom-
men - in denen die EG oder ein Mitgliedstaat auch andere Fragen regelt als die
Rückübernahme - vereinbart.

Deutschland hat bereits Rückübernahmeabkommen mit Rumänien, Kroatien, Bul-
garien und Vietnam abgeschlossen und plant den Abschluß mit Algerien, Pakistan,
Sri Lanka und einigen ehemaligen GUS-Staaten.

Asyl- und Flüchtlingspolitik

Nach mehrjährigen Verhandlungen hat der Rat am 23.11.1995 einem gemeinsamen
Standpunkt zum Flüchtlingsbegriff in Art. 1 des Genfer Abkommens vom
28.7.1951 über die Rechtsstellung der Flüchtlinge zugestimmt. Auf derselben
Tagung hat er ein Warnsystem und ein Verfahren für die Aufnahme von Vertriebe-
nen in dringlichen Fällen beschlossen. Kriterien für die Verteilung auf die einzel-
nen Mitgliedstaaten konnten aber noch nicht festgelegt werden.

In einer Entschließung am 20.6.1995 hatte sich der Rat dafür ausgesprochen,
Vertriebenen vorrangig an Ort und Stelle und in der Region, aus der sie kommen,
zu helfen, vor allem durch die Schaffung von Schutzzonen. Ohne rechtliche Ver-
bindlichkeit erklären die Mitgliedstaaten in dieser Entschließung ihre Bereitschaft,
die Verantwortung für die Aufnahme von Vertriebenen möglichst gleichmäßig zu
teilen. Für eine ausgewogene Lastenteilung werden folgende Faktoren in Betracht
gezogen:

- einen Beitrag zu leisten zur Lösung der Krise, insbesondere in Form von militäri-
scher Hilfe im Rahmen von Einsätzen der UN oder der OSZE sowie durch Maß-
nahmen der einzelnen Mitgliedstaaten zum Schutz der bedrohten Bevölkerung
oder zur Leistung humanitärer Hilfe;

- wirtschaftliche, soziale und politische Kriterien, die sich auf die Kapazität eines
Mitgliedstaats zur Aufnahme von Vertriebenen auswirken können. Mindestga-
rantien für das Asylverfahren hat der Rat in einer Entschließung vom 10.3.1995
empfohlen. Am 23.11.1995 hat er eine Durchführbarkeitsstudie über die Benut-
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Zungsanforderungen an ein Europäisches System zur Erfassung der Fingerab-
drücke von Asylbewerbern (EURODAC) zur Kenntnis genommen.

Zollwesen

Ein Übereinkommen über den Einsatz der Informationstechnologie im Zollwesen
haben die EU-Staaten am 26.7.1995 unterzeichnet. Das geplante Zollinformations-
system (ZIS) soll die Effizienz von Kontrollverfahren der Zollverwaltungen zur
Verhinderung, Ermittlung und Verfolgung schwerer Verstöße gegen Zollvorschrif-
ten steigern. Sobald acht Mitgliedstaaten das Übereinkommen ratifiziert haben,
kann es vorläufig angewendet werden. Mit dem Ziel der Bekämpfung von Zollbe-
trug und Drogenhandel haben die EU-Mitgliedstaaten 1995 mehrere gemeinsame
Aktionen zur Überwachung von Flugpassagieren, Luftfracht sowie des Schiffsver-
kehrs durchgeführt.

Die Kommission hat dem Europäischen Parlament und dem Rat am 4.4.1995
ein7Aktionsprogramm für das gemeinschaftliche Zollwesen6 („Zoll 2000") zur Ent-
scheidung vorgelegt. Ziel des auf fünf Jahre angelegten Programms ist eine Ver-
stärkung der Kooperation, um gleichwertige Ergebnisse bei der Anwendung des
Zollrechts zu erreichen. Das Aktionsprogramm „Zoll 2000" wird von deutscher
Seite grundsätzlich begrüßt. Es geht dabei um folgende Schwerpunkte:

- Sicherstellung der Transparenz der Anwendung des Gemeinschaftsrechts
- Entwicklung und Verbreitung neuer und verbesserter Arbeitsmethoden
- Ausbau einer gemeinsamen Ausbildungspolitik.

Sogenannte „Monitoring-Gruppen", die sich aus Beamten der Zollverwaltungen
der Mitgliedstaaten und der Kommission zusammensetzen, sollen nach einem the-
matischen Konzept bestimmte Orte an der Außengrenze besuchen, um die Durch-
führung des Gemeinschaftsrechts in der Praxis zu prüfen, die tatsächlichen Anwen-
dungsschwierigkeiten zu ermitteln und die Arbeitsmethoden zu bewerten. Diese
Gruppen können Empfehlungen zu den Arbeitsmethoden sowie gegebenenfalls zu
für wünschenswert erachteten Anpassungen der Regelungen aussprechen, die dann
zu Vorschlägen an die zuständigen Entscheidungsgremien führen können.

't e-

Regierungskonferenz zur Revision des Maastrichter Vertrages

Die vorstehende Auflistung der zumeist nur kleine Fortschritte erzielenden und oft
weniger bedeutsame Fragen betreffenden Rechtsakte der EG und der EU, Ent-
schließungen des Rates und anderer Maßnahmen zeigt, wie mühsam und langsam
der Integrationsprozeß verläuft. Umso höhere Erwartungen werden in die in die-
sem Jahr in Turin begonnene Regierungskonferenz gesetzt. Zu große Hoffnungen
werden aber mit Sicherheit enttäuscht werden, zumal einzelne Mitgliedstaaten noch
nicht einmal bereit sind, die bestehenden Gestaltungsmöglichkeiten im Rahmen
der Regierungszusammenarbeit auszuschöpfen. Die Bundesregierung tritt für eine
weitere Integration der EU ein, sowohl durch Vergemeinschaftung einzelner Mate-
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rien wie durch institutionelle und organisatorische Verstärkung der Zusammenar-
beit im Rat der EU. Vergemeinschaftet werden sollte die gesamte Visumpolitik. In
einer Entschließung von 15.12.1995 fordert der Bundesrat, auch das Asylrecht, die
internationale Rechtshilfe und die Schaffung eines EU-weiten Fahndungs- und
Datenverbundes zur grenzüberschreitenden Kriminalitätsbekämpfung (EUROPOL
ohne Exekutivbefugnisse) in die Zuständigkeit der Gemeinschaft zu überführen7.
Vor allem sollte das Initiativrecht der Kommission auf die polizeiliche Zusammen-
arbeit ausgedehnt werden, wobei einem Vorschlag Konsultationen mit den Mit-
gliedstaaten vorausgehen müßten.

Anmerkungen
1 ABI. der EG, C 316 v. 27.11.1995, S. 48.
2 Die Europäische Drogeneinheit ist eine Vor-

läuferinstanz von EUROPOL.
3 ABI. der EG, L 234/1 v. 03.10.1995.
4 ABI. der EG, L 164/1 v. 14.7.1995.
5 Angesprochen wird u. a. die Möglichkeit der

Verhängung von Sanktionen gegen Arbeitge-
ber, die die Ausländer ohne die erforderliche

Arbeitserlaubnis gegen Entgelt beschäftigen
sowie die Fälschungssicherheit von Aufent-
haltsdokumenten. Die Möglichkeiten zur
Identifizierung von Ausländern ohne Papiere
sollen verbessert werden.
KOM (95) 119 endg.
BR-Drs. 667/95.
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